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25. Februar 2026 
 
Antrag zur Einhaltung der gesetzlichen Pflichten aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz zum Beschluss 
eines Klimaschutzprogramms 
 
Sehr geehrter Herr Bundesminister Schneider, 
 
das Bundes-Klimaschutzgesetz verpflichtet die Bundesregierung in § 9 KSG zur Aufstellung eines Kli-
maschutzprogramms, in dem festgelegt wird, welche konkreten Maßnahmen zur Erreichung der nati-
onalen Klimaschutzziele nach § 3 Abs. 1 KSG sowie zur Einhaltung der Jahresemissionsgesamtmengen 
nach § 4 KSG ergriffen werden. 
 
Das Klimaschutzprogramm ist das zentrale Steuerungsinstrument des Klimaschutzrechts. Es entschei-
det darüber, ob die gesetzlich verbindlichen Treibhausgas-Minderungsziele von mindestens 65 Pro-
zent bis 2030 sowie 88 Prozent bis 2040 tatsächlich erreicht werden. Nach dem eindeutigen Wortlaut 
des § 9 Abs. 1 KSG ist dabei maßgeblich, dass das Programm zur Einhaltung der Jahresemissionsge-
samtmengen in den Einzeljahren bis 2040 geeignet ist. 
 
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat in seinem Urteil vom 16.05.2024 ausdrücklich 
klargestellt, dass ein Klimaschutzprogramm gegen § 9 KSG verstößt, wenn es nicht geeignet ist, die 
gesetzlichen Emissionsminderungsvorgaben prognostisch einzuhalten. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat mit Urteil vom 29.01.2026 (Az. 7 C 6.24) diese Rechtsauffassung bestätigt. 
 
Daraus folgt, dass das Klimaschutzprogramm vollständig, konsistent und prognostisch zielerreichungs-
tauglich sein muss. Maßnahmen müssen inhaltlich bestimmt, zeitlich konkretisiert und mit nachvoll-
ziehbaren Treibhausgasminderungswirkungen hinterlegt sein. 
 
Methodische Voraussetzung für die dafür notwendigen Vorschläge geeigneter Maßnahmen durch die 
zuständigen Bundesministerien nach § 9 Abs. 2 KSG, ist der nach § 5 Abs. 8 KSG vorgesehene Beschluss 
einer Rechtsverordnung durch die Bundesregierung, die die Jahresemissionsmengen für die Jahre 
2031 bis einschließlich 2040 in den einzelnen Sektoren festlegt. Dies ist Stand heute nicht passiert. In 
welchem Umfang die zuständigen Bundesministerien Maßnahmenvorschläge unterbreiten müssen, 
ist durch diesen rechtswidrigen Umstand nicht eindeutig. 
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Die aktuellen Projektionsdaten zeigen, dass Deutschland mit der bestehenden Politik sowohl das Kli-
maziel 2030 als auch das Klimaziel 2040 sowie die Jahresemissionsgesamtmengen ab dem Jahr 2030 
verfehlt. 
 
Der uns bekannte Entwurf des Klimaschutzprogramms ist nicht geeignet, diese Zielverfehlungen zu 
beheben. Es fehlt an einer konsistenten, programmbilanzierenden Gesamtschau der Treibhausgas-
minderungen. Zahlreiche Maßnahmen enthalten keine oder nur geringfügige Angaben zu ihren Min-
derungswirkungen. Die verbleibenden Emissionslücken werden nicht geschlossen. 
 
Damit bestehen nach unserer Ansicht erhebliche Zweifel, ob die Bundesregierung im Rahmen der 
gesetzlichen Frist, die zwölf Kalendermonate nach Beginn der Legislatur, mithin am 25. März 2026, 
endet, ein den Anforderungen des § 9 KSG entsprechendes Klimaschutzprogramm vorlegen wird. 
 
Der Beschluss eines Klimaschutzprogramms, das prognostisch geeignet ist, die in § 9 KSG vorgegebe-
nen Maßgaben zu erfüllen ist nicht nur eine gesetzliche Pflicht, sondern auch verfassungsrechtlich ge-
boten. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 24.03.2021 klargestellt, dass unzu-
reichende Emissionsminderungen zu einer unverhältnismäßigen Verschiebung von Freiheitsbelastun-
gen in die Zukunft führen. Ein Klimaschutzprogramm, das erkennbare Emissionslücken bestehen lässt, 
verletzt diese Schutzpflicht. Ein ambitioniertes, rechtskonformes Klimaschutzprogramm ist zudem Vo-
raussetzung für Planungssicherheit, Investitionen, Innovationskraft und Energieunabhängigkeit. Ein in-
konsistentes Programm verschärft Unsicherheiten und erhöht zukünftige Transformationskosten. 
 
Die Deutsche Umwelthilfe beantragt daher hiermit, 
 

• den Beschluss einer Rechtsverordnung zur Festlegung der Jahresemissionsmengen der einzel-
nen Sektoren für die Jahre 2031 bis einschließlich 2040 nach § 5 Abs. 8 KSG, 

• den Beschluss der Bundesregierung zu einem den Anforderungen des § 9 KSG entsprechen-
dem, in sich konsistentem und prognostisch zielerreichungstauglichem Klimaschutzprogramm 
zur Einhaltung des Klimaschutzziels 2040 und der Jahresemissionsgesamtmengen der Einzel-
jahre von 2031 bis 2040. 

 
Sollte innerhalb der gesetzlichen Frist bis zum 25. März 2026 kein rechtskonformes Klimaschutzpro-
gramm vorgelegt und beschlossen werden und darüber hinaus keine Rechtsverordnung zur Festlegung 
der Jahresemissionsmengen der einzelnen Sektoren beschlossen werden, gehen wir davon aus, dass 
wir gerichtliche Hilfe in Anspruch nehmen müssen. 
 
Auf die gerichtliche Verurteilung zu einem Klimaschutzprogramm, das die Einhaltung des Klimaziels 
2030 ermöglicht, weisen wir hin.  
 
Ebenfalls weisen wir darauf hin, dass es ebenfalls an der Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 4 KSG fehlt, 
wozu wir bereits einen Rechtsstreit anhängig haben. Auch diese ist eine grundlegende Voraussetzung, 
um bis zum 25. März 2026 ein gesetzeskonformes Klimaschutzprogramm beschließen zu können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Jürgen Resch 
Bundesgeschäftsführer 


